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sollten Sie es nicht bereits auf anderem Wege erfahren, 

haben, möchten wir Sie mit dieser Ausgabe darüber 

informieren, dass aus Rödl & Partner am 1.12.2025 

RÖDL wurde. Wir positionieren damit unsere Marke neu 

und unser Newsletter erfährt ein neues Layout. Gleich-

zeitig stellen wir den Turnus um und informieren Sie 

künftig dreimal im Jahr über alles Wissenswerte aus den 

relevanten Rechtsgebieten des Immobilienbetriebs.

Unsere Themen diesmal:

Cyberresilienz für kritische Infrastrukturen: Die 

NIS-2-Richtlinie soll zu mehr Cybersicherheit in der EU 

führen. Welcher Umsetzungsbedarf entsteht dadurch 

für das Facility Management? Wir ordnen die Vorgaben 

ein und leiten umsetzbare FM-Bausteine für Gebäude-

automation, sicherheitsrelevante MSR sowie Brand‑ 

und Sicherheitstechnik ab.

Verkehrssicherungspflichten beim Winterdienst: Gibt 

es konkrete Vorgaben? Erfahren Sie, wer im Ernstfall 

haftet, was es bei der Delegation zu beachten gilt und 

wie die Gehwege zu räumen sind. Dabei müssen 

Schnee und Eis nicht vollständig entfernt werden, 

soviel vorneweg.

Spielplätze auf dem Prüfstand: Wie wirkt sich die Neu-

fassung der DIN 79161-1 und DIN 79161-2 in der Praxis 

aus? In erster Linie gibt es für alle Beteiligten mehr 

Klarheit – bei den Voraussetzungen für qualifizierte 

Spielplatzprüfer, bei ihren Aufgaben und bei der 

Durchführung von Spielplatzprüfungen.

Rechtliches Risiko beim Einsatz von Subunterneh-

men: Wer haftet wann? Im Dreiecksverhältnis aus 

(Haupt-)Unternehmer, Subunternehmer und Bestel-

ler im Bauwesen und dem Anlagenbau lauert erheb-

liches Konfliktpotenzial. Mit einer passgenauen 
Martin Wambach
Geschäftsführender Partner

Henning Wündisch
Partner

Liebe Leserinnen  
und Leser,

Rechtsberatung bringen Sie mehr Sicherheit in die 

vertragsrechtliche Gewährleistungshaftung.

Öffentliche Bauprojekte: Mit dem Zuständigkeits-

wechsel zu den Landgerichten rücken Vergabe- und 

Bauvertragsrecht näher zusammen. Das bedeutet in 

der Praxis höhere Anforderungen an Klarheit, Doku-

mentation und Struktur.

Digitale Gewerberaummietverträge: Das Mietrecht 

nähert sich der digitalen Welt an. Das sorgt für mehr 

Flexibilität und weniger Bürokratie, birgt aber auch 

Risiken. Stichwort: Beweissicherung bei Meinungs-

verschiedenheiten.

Für Ihren Terminkalender sollten Sie sich die Bundes-

fachtagung Betreiberverantwortung 2026 am 20. und 

21. April in Fulda vormerken. Lassen Sie sich von 

unseren Experten über die wichtigsten neuen Gesetzes-

vorgaben, Normen und Richtlinien für einen sicheren 

Gebäudebetrieb informieren. Neue Termine gibt es auch 

für unser Seminar Betreiberverantwortung 2.0 im 

Facility Management.  

Wir freuen uns auf ein persönliches Treffen bei einer 

unserer Veranstaltungen. Viel Freude beim Lesen!
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Cyberresilienz  
im FM kritischer 
Infrastrukturen
Regulatorische Einordnung und Umsetzung 

in Gebäudeautomation, sicherheitsrelevanter 

MSR sowie Brand- und Sicherheitstechnik

Die NIS-2-RL und ihre deutsche Umsetzung weiten Cybersicherheitsanforderungen 

über klassische IT hinaus und verankern sie als Bestandteil der Betriebsführung 

kritischer Dienstleistungen – damit entsteht im Facility Management (FM) ein unmit-

telbarer Umsetzungsbedarf für gebäudenahe Operational Technology (OT).1 4 CER 

verpflichtet die Mitgliedstaaten, die Resilienz kritischer Einrichtungen zu stärken und 

hierfür nationale Maßnahmen vorzusehen (z.B. Vorsorge gegen Naturereignisse, 

technische Ausfälle und gezielte Störungen).2 Der Beitrag ordnet die Vorgaben ein 

und leitet umsetzbare FM‑Bausteine für Gebäudeautomation, sicherheitsrelevante 

MSR sowie Brand‑ und Sicherheitstechnik ab.

Ausgangslage und Problemstellung

In der FM-Praxis wurden KRITIS und Cybersicherheit lange 

primär der Unternehmens-IT zugeordnet. Mit vernetzter 

Gebäudeautomation, standardisierter Fernwartung und 

Plattformintegration ist FM jedoch unmittelbar betroffen: 

Cyberereignisse können Verfügbarkeit, Betriebssicherheit 

und – je nach Anlage – die funktionale Sicherheit beeinflus-

sen. FM sollte OT risikobasiert steuern, nachvollziehbar 

dokumentieren und externe Zugänge (Dienstleister / Herstel-

ler) stringent regeln, weil sich an diesen Schnittstellen 

typischerweise die größte Angriffsfläche sowie die wichtigs-

ten Verantwortungs- und Nachweispunkte bündeln.7 9 10

Rechtsrahmen

NIS-2 und CER sind Richtlinien und adressieren zunächst die 

Mitgliedstaaten. Betreiberpflichten werden durch nationale 

Umsetzung verbindlich.1 2 In Deutschland konkretisiert das 

NIS-2‑Umsetzungsgesetz Betreiberanforderungen im 

BSIG‑Regelungsrahmen, insbesondere zu Leitungs- und 

Organisationsstrukturen (Rollen, Entscheidungswege, 

Kontrollmechanismen und Nachweise), risikobasierten 

Sicherheitsmaßnahmen und Meldeprozessen.3 4 

Der KRITIS‑Scope wird über die BSI‑KritisV bestimmt. Für FM 

ist diese Abgrenzung entscheidend, um Standorte, Assets 

und Betriebsprozesse mit erhöhtem Pflichtenkorridor zu 

identifizieren.5 Für die Resilienzseite setzt CER den europa-

rechtlichen Rahmen. Der Gesetzentwurf zum KRITIS‑Dach-

gesetz sieht als nationale Umsetzung u.a. Mindestanforde-

rungen, Risikoanalysen sowie Elemente eines 

Störungsmonitorings vor (Umfang und Details abhängig von 

der finalen Gesetzesfassung).2 6

 

Themen-Zeit-Matrix der KRITIS- und 
Cybervorgaben mit OT- / FM-Bezug

Die nachfolgende Matrix ergänzt die reine Zeitachse um eine 

zusätzliche thematische Zuordnung: Auf der Y‑Achse stehen 

die maßgeblichen Schwerpunkte. Auf der X‑Achse wird die 

Entwicklung entlang zentraler Jahresmarken dargestellt. Die 

zusätzliche Spalte zur FM-Umsetzung kennzeichnet, ob ein 

Themenfeld bzw. Regelwerk für FM unmittelbar handlungs-

leitend ist „X“ oder überwiegend mittelbar wirkt „(X)“.

Tabelle: Themen-Zeit-Matrix der KRITIS-  
und Cybervorgaben mit OT-/FM-Bezug

von Philipp Stuiber
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1 �Richtlinie (EU) 2022/2555 (NIS-2) Richtlinie […] über Maßnahmen für ein hohes gemeinsames Cybersicherheitsniveau in der Union  
(Zweite Netzwerk- und Informationssicherheitsrichtlinie).

2 �Richtlinie (EU) 2022/2557 (CER) Richtlinie […] über die Resilienz kritischer Einrichtungen.
3 BSI-Gesetz (BSIG) v. 14.8.2009, zul. geänd. d.G.v. 2.12.2025 BGBl. I Nr. 301.
4 NIS-2-Umsetzungsgesetz v. 2.12.2025 BGBl. I Nr. 301.
5 BSI-KritisV v. 22.4.2016 BGBl. I S. 958, zul. geänd. d.G.v. 18.12.2025 BGBl. I Nr. 347.
6 Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Resilienz kritischer Anlagen (KRITIS-Dachgesetz).
7 �TRBS 1115-1 Technische Regel für Betriebssicherheit: Cybersicherheit für sicherheitsrelevante Mess-, Steuer- und Regeleinrichtungen.
8 BSI: INF.1, INF.13, INF.14, OPS.1.2.5, OPS.2.3.
9 VDMA 24774 IT-Sicherheit in der Gebäudeautomation.
10 VdS 3836 Cyber-Sicherheit für Systeme und Komponenten der Brandschutz- und Sicherheitstechnik.

Die Tabelle macht sichtbar, dass FM-OT-Umsetzung nicht 

mit „einem“ Stichtag beginnt, sondern sich aus dem Zusam-

menspiel von EU-Zielvorgaben (NIS-2/CER), nationaler 

Konkretisierung (BSIG-Regelungsrahmen, KRITIS-Scope 

über BSI-KritisV) und OT-nahen Leitplanken (TRBS, VDMA, 

VdS) ergibt. Für den weiteren Beitrag dient diese Struktur als 

Ordnungsrahmen: Zunächst werden OT-Spezifika im 

Gebäude erläutert, anschließend werden die Umsetzungs-

leitplanken in konkrete Governance-, Betriebs- und Beschaf-

fungshebel für FM übersetzt.

OT‑Kontext im Gebäude: Besonder-

heiten für Betrieb und Sicherheit

OT in Gebäuden zeichnet sich typischerweise durch lange 

Lebenszyklen, eine technisch heterogene Komponenten-

landschaft (verschiedene Generationen, Protokolle und 

Integrationsschichten) sowie die enge Verschränkung von 

Verfügbarkeit, funktionaler Sicherheit und Cybersicherheit 

aus. Fernwartung ist in der Gebäudeautomation häufig 

betriebliche Voraussetzung, erhöht aber zugleich die 

Angriffsfläche und stellt damit einen zentralen Risikotreiber 

dar. Konsequenterweise muss OT‑Schutz im FM anlagen‑ 

und prozessorientiert umgesetzt werden. Maßnahmen sind 

in Change‑, Wartungs‑ und Störungsprozesse einzubetten 

und OT‑spezifisch auszugestalten, statt sie unverändert 

aus der IT zu übernehmen.7 8 9 10

Umsetzungsleitplanken: TRBS, 
VDMA und VdS

TRBS 1115‑1 konkretisiert Cybersicherheitsanforderungen für 

sicherheitsrelevante Mess‑, Steuer‑ und Regeleinrichtungen 

von Arbeitsmitteln (inkl. überwachungsbedürftiger Anlagen) 

und unterstützt damit die Einbindung entsprechender 

Schutzmaßnahmen in bestehende Betreiberprozesse wie 

Instandhaltung, Prüfung und Änderung.7 

VDMA 24774 strukturiert die IT‑ / Cyber‑Sicherheit in der 

Gebäudeautomation entlang des Lebenszyklus (Planung und 

Ausschreibung, Inbetriebnahme, Betrieb und Modernisierung) 

und lässt sich dadurch in FM‑Leistungsbeschreibungen, 

Betreiberhandbücher sowie Service‑ und Sicherheitsanforde-

rungen (z.B. SLAs) überführen.9 VdS 3836 bündelt Anforde-

rungen an die Cyber‑Sicherheit von Systemen und Komponen-

ten der Brand‑ und Sicherheitstechnik und ist insbesondere 

bei vernetzten und fernwartbaren Lösungen als Referenz für 

Beschaffung, Integration und Betrieb nutzbar.10

FM‑Umsetzung: Zielbild in drei  
Blöcken

Governance & Zugänge: FM benötigt klare Steuerungs‑ 

und Verantwortungsstrukturen für OT und sollte externe 

Zugriffe als privilegierte Tätigkeiten behandeln.4 9 Zentral 

sind eindeutige Rollen (Betreiber / OT‑Verantwortung, 

Serviceverantwortung, Security‑Funktion), dokumentierte 

Ausnahmeregelungen sowie ein einheitliches Verfahren für 

Freigabe, zeitliche Begrenzung und Protokollierung von 

Fernwartung – einschließlich der Steuerung von Unterauf-

tragnehmern und Herstellerketten.9 10 

Scope & Inventar: Voraussetzung für wirksames Risikoma-

nagement ist Transparenz über Assets, Schnittstellen und 

Abhängigkeiten. Dazu gehört die korrekte Scope‑Bestim-

mung (KRITIS‑Abgrenzung über BSI‑KritisV, soweit anwend-

bar).5 Erforderlich sind zudem ein OT‑Asset‑Register mit 

zentralen Komponenten und Schnittstellen sowie ein 

Kommunikations‑ / Abhängigkeitsmodell (Netzsegmente, 

Remote‑Zugänge, Plattformen, Energieversorgung, Daten-

schnittstellen).9 Die Kritikalität sollte aus dem Beitrag zur 

kritischen Dienstleistung und der funktionalen Sicherheits-

relevanz abgeleitet werden, um Wartungsfenster, Patchprio-

ritäten und Kompensationsmaßnahmen begründen zu 

können.7 9

Kontrollen & Nachweis: Auf dieser Grundlage sind OT‑taugliche Mindestkontrollen zu etablieren (u.a. Zonen / Segmentie-

rung, rollenbasierte Rechte, getrennte Administrationskonten). Remote‑Access ist über kontrollierte Sprungpunkte mit 

starker Authentisierung und Logging auszugestalten.9 10 Ergänzend ist eine OT‑fähige Vulnerability‑ / Patchstrategie erforder-

lich (Test, Rollback, Kompensation bei Legacy).7 9 Für die Nachweisfähigkeit im Regelbetrieb müssen Change‑ und Inci-

dent‑Prozesse die technischen Kontrollen flankieren; Resilienzanforderungen (Notbetrieb / Wiederanlauf) sind so anzuschlie-

ßen, dass sie in Betriebsdokumentation und Dienstleistersteuerung wirksam werden.2 6

Fazit

OT‑Cyberresilienz im FM ist kein Einzelprojekt, sondern ein dauerhaftes Steuerungs‑ und Betriebssystem. EU‑Vorgaben und 

deren nationale Umsetzung erhöhen die Erwartung an risikobasierte Sicherheitsmaßnahmen sowie an nachvollziehbare 

Prozesse für Vorfälle und Nachweise. Für FM bedeutet das, OT‑Schutz über den gesamten Lebenszyklus der Anlagen zu 

organisieren – von Ausschreibung und Inbetriebnahme bis Betrieb, Modernisierung und Dienstleistersteuerung. 

Praktisch führt dies zu drei Prioritäten: Erstens müssen Scope und Kritikalität (inkl. KRITIS‑Abgrenzung, wo einschlägig) in 

einem gepflegten OT‑Inventar abgebildet werden. Zweitens ist der externe Zugriff – insbesondere Fernwartung – als privi-

legierter Prozess zu beherrschen (Freigaben, starke Authentisierung, Protokollierung, Steuerung von Unterauftragnehmerket-

ten). Drittens sind OT‑taugliche Mindestkontrollen (Segmentierung, Rollenrechte, Patch‑ / Kompensationsstrategie) mit 

Change‑ und Incident‑Prozessen zu verbinden und um Notbetrieb / Wiederanlauf zu ergänzen, sodass Resilienz im Regelbe-

trieb überprüfbar wird. 

TRBS 1115‑1, VDMA 24774 und VdS 3836 liefern hierfür praxistaugliche Leitplanken, um abstrakte Pflichten in prüffähige 

Anforderungen zu übersetzen.

Philipp Stuiber
Bachelor of Engineering (TH)

+49 911 9193 3730

philipp.stuiber@roedl.com
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Dieses Seminar bietet die ideale Kombination aus  
juristischer und technischer Expertise:

•	 ��Einführung in die Grundlagen der Betreiberverantwortung

•	 �Differenzierung zwischen Unternehmer- und Betreiberpflichten

•	 �Sensibilisierung für die konkreten daraus resultierenden Aufgaben und Pflichten  

sowie mögliche Rechtsfolgen

•	 �Erläuterung der Anforderungen an eine rechtskonforme Delegation von Betreiberpflichten  

und die Möglichkeiten einer Rückdelegation

•	 �Freiexemplar GEFMA 190

•	 Gelegenheit für individuelle Fragen und vertiefende Diskussionen

•	 Teilnehmerzertifikat

Betreiberverantwortung 2.0 
im Facility Management

Block I:

Grundlagen der Betrei- 

berverantwortung 2.0 

Regelwerke und  

Konformitätslevel

Block III:

Delegation und Rück- 

delegation von Pflichten 

Rechtsfolgen bei  

Pflichtverletzung 

Block II:

Übersicht über  

bestehende  

Betreiber- und  

Unternehmerpflichten

Block IV:

Haftung und  

Exkulpation

Empfehlungen und 

Arbeitshilfen

4./5. März 2026 | RÖDL Eschborn
Taunus Tower, Mergenthalerallee 73–75  

65760 Eschborn

​21./22. Juli 2026 | RÖDL Nürnberg
Äußere Sulzbacher Straße 100

90491 Nürnberg

16./17. September 2026 | RÖDL Hamburg
Hanseatic Trade Center, Kehrwieder 9

20457 Hamburg

​8./9. Dezember 2026 | RÖDL Köln
Kranhaus 1, Im Zollhafen 18

50678 Köln

Termine

In unserem zweitägigen Seminar vermitteln wir Ihnen nicht nur ein fundiertes Verständnis der rechtlichen Grund-

lagen, sondern zeigen Ihnen auch praxisnahe Wege auf, wie Sie die Betreiberverantwortung innerhalb Ihrer 

Organisation systematisch umsetzen können. Basierend auf der GEFMA 190 „Betreiberverantwortung 2.0 im 

Facility Management”, die aktuelle Entwicklungen im Bereich Klimaschutz, Nachhaltigkeit und gesellschaftliche 

Verantwortung berücksichtigt, gliedert sich der Inhalt unseres Seminars in Blöcke:

Eschborn

Hamburg

Köln

Nürnberg
Nehmen Sie an unseren  
offenen Seminaren an  
verschiedenen Standorten  
in Deutschland teil.

Finden Sie hier alle Termine sowie die  
Möglichkeit zur Anmeldung:
www.roedl.com/rechtsberatung/facility-management-recht/seminar- 
betreiberverantwortung-facility-management/

https://www.roedl.com/rechtsberatung/facility-management-recht/seminar-betreiberverantwortung-facility-management/
https://www.roedl.com/rechtsberatung/facility-management-recht/seminar-betreiberverantwortung-facility-management/


In den vergangenen Wochen ist in Deutsch-

land der Winter eingezogen und starke 

Schneefälle haben zu Schneeverwehungen 

und Glatteis geführt. In diesem Kontext 

stellen sich wie jedes Jahr rechtliche und 

praktische Fragen: Was sind die allgemeinen 

Verkehrssicherungspflichten? 

Gibt es konkrete Vorgaben für den Winter-

dienst? Was sagt die aktuelle Rechtspre-

chung? Kann der Winterdienst auf einen 

Dritten übertragen (Delegation) werden? Was 

ist bei der Delegation besonders zu beach-

ten? Welchem Recht unterliegt der „Winter-

dienstvertrag“? Wer haftet bei einem Unfall?

Was sind die allgemeinen  
Verkehrssicherungspflichten?

Nach ständiger Rechtsprechung des BGH hat derjenige, der 

eine Gefahrenlage schafft oder aufgrund seiner Eigentümer-

stellung oder kraft vertraglicher Übernahme für einen mög-

lichst gefahrenlosen Zustand einer Sache verantwortlich ist, 

alle notwendigen und zumutbaren Vorkehrungen zu treffen, 

um eine Schädigung Dritter möglichst zu verhindern.1 Danach 

müssen Eigentümer und Mieter Gehwege rund um ihr Haus 

von Schnee und Eis befreien. Die rechtlich gebotene Verkehrs-

sicherung umfasst diejenigen Maßnahmen, die ein umsichtiger 

und verständiger, in vernünftigen Grenzen vorsichtiger 

Mensch für notwendig und ausreichend hält, um andere vor 

Schäden zu bewahren.2 Insofern müssen nicht alle denkbaren 

und auch nur entfernt bestehenden Möglichkeiten eines 

Schadeneintritts vorhergesehen und ausgeräumt werden. Zum 

Beispiel muss nicht vollkommen rückstandsfrei geräumt 

werden. Letztlich gibt es als einschränkenden Umstand auch 

das Kriterium der Zumutbarkeit.

Gibt es konkrete Vorgaben für den 
Winterdienst?

Die Verkehrssicherungspflicht und damit die Räum- und 

Streupflicht entsteht, wenn aufgrund des Wintereinbruchs 

eine allgemeine Glättegefahr gegeben ist.

Grundsätzlich ist entsprechend der maßgeblichen Straßen-

reinigungssatzung der örtlich zuständigen Gemeinde der 

Winterdienst auszuführen. Diese Satzung gibt in der Regel 

vor, in welcher Breite, zu welchen Zeiten und mit welchen 

Mitteln geräumt werden muss. In der Regel gilt die Faustfor-

mel, dass im Fußgängerverkehr zwei erwachsene Personen 

nebeneinander laufen können.

Die ausreichende Erfüllung der Räum- und Streupflicht setzt 

allerdings nicht voraus, dass vollständig rückstandsfrei 

geräumt und gestreut werden muss. Entscheidend ist, dass 

Glättegefahren soweit machbar und zumutbar, beseitigt 

werden. Insofern ist in der Kasuistik der Gerichte zu erken-

nen, dass auch Passanten zur Minimierung des eigenen 

Schadensrisikos sich vorsichtig verhalten müssen und 

notfalls sichere Wegalternativen wählen müssen. Insofern 

kann im Schadensfall auch ein Mitverschulden des Geschä-

digten einen etwaigen Schadensersatzanspruch bei Verlet-

zung der Räum- und Streupflichten mindern. 

Wann ist der Winterdienst 
auszuführen?

Zu welchen Zeiten der Winterdienst ausgeführt werden muss, 

gibt regelmäßig die örtliche Straßenreinigungssatzung vor. 

Üblich sind Zeiten von werktags zwischen 7 Uhr und 20 Uhr 

sowie an Sonn- und Feiertagen zwischen 8 Uhr oder 9 Uhr 

und 20 Uhr. Wer sich außerhalb dieser Zeiten bewegt, darf 

eine Verkehrssicherung grds. nicht erwarten. Ausnahmen 

kommen in Betracht, bspw. bei einem Grundstückseigentü-

mer, der einen Publikumsverkehr zur Nachtzeit veranlasst und 

zu vertreten hat. Auch eine vorbeugende Streupflicht kann in 

Betracht kommen, wenn bspw. eine besondere Glatteisgefahr 

in der Zeit nach 20 Uhr droht. Bei einer entsprechenden 

Wettervorhersage oder Warnung kann also auch ein vorbeu-

gendes Handeln geboten sein. Bei Bedarf muss auch mehr-

mals am Tag geräumt werden, bei Glatteisgefahr besteht eine 

sofortige Streupflicht. Wenn eine Streuung ihre Wirkung 

verloren hat, muss erneut gestreut werden. Bei Extremwetter-

lagen (nachhaltiger Dauerschneefall oder fortdauerndes 

Glatteis bildender Regen), die jeden Streu- und Räumversuch 

von vornherein als wirkungslos erscheinen lassen, kann unter 

dem Aspekt der fehlenden Zumutbarkeit eine Streupflicht 

entfallen.3 Die Rechtsprechung zu Ausnahmen und besonde-

ren Einzelfällen ist sehr umfangreich.

Kann der Winterdienst auf einen 
Dritten übertragen (Delegation)  
werden?

Dass eine Delegation von Pflichten, wie bspw. die Verkehrs-

sicherungspflicht, auf einen Dritten übertragen werden kann, 

ist rechtlich anerkannt.

Die Gemeinden übertragen die ihnen obliegenden Räum- 

und Streupflichten regelmäßig auf die Grundstückseigen-

tümer. Auch hier gibt es eine vielfältige Rechtsprechung zu 

Umfang und Grenzen einer möglichen Delegation. Fehlt es 

an einer (wirksamen) Delegation, bleibt die Verkehrssiche-

rungspflicht und damit auch die Haftung im Schadensfall 

bei der Gemeinde.

 

Grundstückseigentümer und Vermieter können den Winter-

dienst auf Dritte, wie eine Hausverwaltung oder auf Mieter 

durch vertragliche Vereinbarung übertragen. 

1 BGH, Urteil vom 19.12.1989 – VI ZR 182/89, NJW 1990, 1236; BGH, Urteil vom 4.12.2001 – VI ZR 447/00, NJW-RR 2002, 525.
2 BGH, Urteil vom 6.2.2007 – VI ZR 274/05, NJW 2007, 1683.
3 Beschluss des BGHs vom 27.4.1987 – III ZR 123/86, BeckRS 1987, 02321.

Winterdienst:  
Was muss  
man wissen?
von Klaus Forster LL.M.
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Was ist bei der Delegation  
besonders zu beachten?

Es ist zu beachten, dass die Auswahl des Verkehrssiche-

rungspflichtigen mit der gebotenen Sorgfalt geschehen 

muss. Erforderlich ist auch eine gründliche Einweisung über 

die Art des Räumens und Streuens sowie eine Überwachung 

der Verpflichteten. Der Delegierende ist also niemals „ganz 

raus“. Bei ihm verbleibt immer noch eine Kontroll- und 

Überwachungspflicht. Nach der Rechtsprechung ist mit 

Rücksicht auf die durch Eis- und Schneeglätte drohenden 

Gefahren für Leib und Leben Dritter an das Maß der bei der 

Beaufsichtigung anzuwendenden Sorgfalt ein strenger 

Maßstab anzulegen.4 Besonders zu empfehlen ist, die 

Überwachung ausreichend zu dokumentieren, um im 

Ernstfall die eigenen Haftungsrisiken zu minimieren. 

Bei der Vertragsgestaltung, sei es in einem Mietvertrag oder 

einem Vertrag mit einer Winterdienstfirma, sind die besonde-

ren rechtlichen Voraussetzungen zu beachten, um eine rechts-

wirksame Delegation sicherzustellen. In unseren Beratungs-

mandaten stellen wir immer wieder fest, dass vermeintlich 

wirksame Delegationen mangels klarer und rechtswirksamer 

vertraglicher Vereinbarungen tatsächlich unwirksam oder 

zumindest rechtlich angreifbar sind. 

Klaus Forster LL.M.
Rechtsanwalt, Verbands- 

jurist

+49 911 9193 3611

klaus.forster@roedl.com

Wer haftet bei einem Unfall?

Bei einem Unfall verantwortlich ist derjenige, der die Räum- und Streupflicht hat, also der Eigentümer, die Gemeinde, der Mieter 

oder der beauftragte Winterdienst. Jedoch hängt es stark vom Einzelfall und den vertraglichen Regelungen ab, ob ein Schadens-

ersatzanspruch in voller Höhe oder nur teilweise durchsetzbar ist. Auch ein Mitverschulden des Geschädigten (bspw. nicht 

wetterangepasstes Schuhwerk, Nichtbenutzen des vorhandenen Handlaufs, leichtfertiger Umgang und mangelnde Aufmerk-

samkeit) kann im Schadensprozess häufig dazu führen, dass ein Anspruch nicht zu 100 Prozent durchsetzbar ist. 

Sollten Sie als Eigentümer, als Vermieter oder Dienstleister Fragen im Umgang mit Verkehrssicherungs-

pflichten haben, können Sie uns gerne kontaktieren.

Eine vertragliche Korrektur, bspw. durch formwirksame 

Nachträge oder einer Neuausschreibung der Leistungen, sind 

häufig empfehlenswert.

Welchem Recht unterliegt der  
„Winterdienstvertrag“?

Nach einer wichtigen Entscheidung des BGH5 sind an die 

Erfüllung des Winterdienstes durch einen beauftragten 

Dritten und den dabei anzulegenden Sorgfaltsmaßstab die 

Regelungen des Werkvertragsrechts gem. §§ 633 ff. BGB – 

und damit die Erfolgshaftung – heranzuziehen. Ein, wie im 

Dienstvertragsrecht reines „nur“ Tätigwerden reicht deshalb 

nicht aus. Gemäß § 631 Abs. 2 BGB kann Gegenstand eines 

Werkvertrags auch ein durch Arbeit oder Dienstleistung 

herbeizuführender Erfolg sein. Für die Abgrenzung von 

Dienst- und Werkvertrag ist der im Vertrag zum Ausdruck 

kommende Wille der Parteien maßgebend. Es kommt darauf 

an, ob eine Dienstleistung als solche oder als Arbeitsergeb-

nis deren Erfolg geschuldet wird. Nach den üblicherweise 

getroffenen Vereinbarungen und dem Gewollten sind 

Flächen von Schnee- und Eisglätte freizuhalten. Danach 

schuldet der Verpflichtete als Erfolg ein bestimmtes Arbeits-

ergebnis und damit auch die Verkehrssicherheit.

4 KG, Urteil vom 8.9.2017 – 4 U 57/16, NZM 2018, 1036.
5 BGH, Versäumnisurteil vom 6.6.2013 – VII ZR 355/12, NJW 2013, 3022.
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2026

10:15 	 Teilnehmerregistrierung

10:45 	� Begrüßung 

11:00 	� Neue/geänderte Regelwerke; neue Anforderungen aus Gesetzen, Verordnungen, Normen und 

Richtlinien

12:00 	� Die neue DGUV-I 201-056 (2025-09) Schutzmaßnahmen gegen Absturz auf Dächern – Abkehr 

von Anschlagpunkten bzw. Anschlagvorrichtungen?

12:30 	� Mittagessen

13:30 	� Zustandsorientierte Prüfung- und Wartungsarbeiten an Türen, Toren und Verladetechnik

14:00 	� Wirkung steigern, Betriebskosten im Bestand senken – Wie moderne E-Durchlauferhitzer 

Facility Management nachhaltiger machen

14:30 	 Kaffeepause und Besuch der Ausstellerstände

15:30 	� Neue Gesetzeslage zu KRITIS und Cybersicherheit: Was das für FM und Betreiber- 

verantwortung bedeutet

15:50 	� Vorstellung des Arbeitskreises KRITIS (GEFMA/Fachvereinigung Krankenhaustechnik e.V. (FKT))

16:20 	 Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik

16:50	� Praxisgerechte Lösungsansätze für die Cybersicherheit in der Technischen Gebäudeausrüstung

17:20	 Podiumsdiskussion zum Thema KRITIS

18:00	 Ende des Vortragsprogramms des ersten Tages

19:00	 Networking-Abend im Restaurant „El Jardin“ im Esperanto
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20. bis 21.4.2026

live vor Ort 
im Esperanto Kongress-  

und Kulturzentrum  
in Fulda

Vom 20. bis 21. April 2026 findet bereits zum 14. Mal die Bundesfachtagung Betreiberverantwortung 

statt. Austragungsort ist erneut das Esperanto Kongress- und Kulturzentrum in Fulda, das sich in den 

vergangenen Jahren als hervorragende Location für dieses Top-Event bewährt hat.

Erleben Sie ein anspruchsvolles Programm zu aktuellen Gesetzesvorgaben, Normen und Richtli-
nien für einen sicheren und rechtskonformen Gebäudebetrieb – mit führenden Rechtsanwälten, 

anerkannten Fachleuten und Erfahrungsberichten aus der Unternehmenspraxis.

Themenschwerpunkte

•	 Projektberichte von Anwendern

•	 Innovative Lösungsansätze zur  

Betreiberverantwortung

•	 Cybersicherheit in gebäudetechnischen  

Anlagen

•	 KI in der Betreiberverantwortung

08:30 	 Teilnehmerregistrierung

09:00 	� Begrüßung

09:15 	� Großprojekt Digitalisierung im FM an der Uni Stuttgart

09:45	���� ECE transformiert das Pflichtenmanagement mit CAFM: Von REG-IS zu SAP FIORI

10:15	 Kaffeepause und Besuch der Ausstellerstände

11:00 	 Datengestütztes Aufzugsmanagement

11:30 	 Nach den anerkannten Regeln geplant und gebaut – trotzdem Legionellen

12:00 	 Mittagessen

13:00 	 Verletzung von Betreiberpflichten und daraus resultierende Haftungsfälle aus der Praxis

13:45 	 Mit KI Daten analysieren, Risiken erkennen und Wartung optimieren

14:15	 Kaffeepause

14:45	� Effiziente KI-Anwendungen im technischen Facility Management – Von der Datenaufbereitung bis 

zum Betreiber-Copilot

15:15	� KI-gestützte Instandhaltung und digitale Risikomanagementsysteme: Zwischen Effizienzgewinn und 

Haftungsfalle – Eine Idee zur rechtssicheren Implementierung

15:45	 Zusammenfassung und Verabschiedung

16:00	 Ende der Veranstaltung

Hier finden Sie weitere Informationen sowie die  
Möglichkeit zur Anmeldung:
https://www.facility-manager.de/betreiberverantwortung/



Spielplätze  
im Betrieb
Sicher nur durch regelmäßige Prüfung

von Sebastian Kick

Spielplätze begleiten Kinder oft über viele Jahre hinweg. Ihre Sicherheit endet jedoch nicht 

mit der Fertigstellung, sondern beginnt dort erst richtig. Mit der Neufassung der DIN 79161-1 

und DIN 79161-2 wurden die Anforderungen an Ausbildung, Prüfung und Rezertifizierung von 

Spielplatzprüfern weiterentwickelt. Die Normen schaffen einheitliche Standards für die Quali-

fikation sachkundiger Personen und unterstreichen die Bedeutung regelmäßiger Prüfungen 

als festen Bestandteil der Instandhaltung von Spielplätzen.

Spielplätze im laufenden Betrieb

Öffentliche Spielplätze sind keine statischen Bauwerke, 

sondern Anlagen im dauerhaften Betrieb. Witterungseinflüs-

se, intensive Nutzung, Materialalterung und punktuelle 

Beschädigungen wirken kontinuierlich auf Spielgeräte, 

Fallschutzflächen und Einbauten ein. Entsprechend reicht es 

nicht aus, einen Spielplatz normgerecht zu planen und zu 

errichten. Erst die regelmäßige Kontrolle, Instandhaltung und 

Prüfung stellt sicher, dass die vorgesehenen Schutzziele 

über die gesamte Nutzungsdauer eingehalten werden.

Insbesondere die Inspektion nach der Installation sowie die 

jährliche Hauptinspektion dienen dazu, sicherheitsrelevante 

Mängel frühzeitig zu erkennen, zu bewerten und geeignete 

Maßnahmen einzuleiten. Genau an dieser Stelle setzen die 

überarbeiteten Normen DIN 79161-1 und DIN 79161-2 an.

Einheitliche Anforderungen an die 
Qualifikation von Spielplatzprüfern

Mit den Ausgaben vom Dezember 2025 wurden beide Teile 

der DIN 79161 weiterentwickelt und inhaltlich präzisiert. 

Hintergrund ist die Erkenntnis, dass in der Praxis teils 

erhebliche Unterschiede im Qualifikationsniveau der 

prüfenden Personen bestehen. Schadensereignisse und 

deren Bewertung haben gezeigt, dass allein die Kenntnis 

einzelner Normen nicht ausreicht, um Spielplätze sachge-

recht beurteilen zu können.

Ziel der Normen ist es daher, einheitliche und nachvollzieh-

bare Anforderungen an Ausbildung, Prüfung und Qualifizie-

rungsnachweis von Spielplatzprüfern festzulegen. Betreiber 

erhalten damit eine belastbare Grundlage, um die erforder-

lichen Qualifikationen intern sicherzustellen oder bei 

externen Dienstleistern gezielt zu beziehen.

DIN 79161-1: Ausbildung, Schulung 
und Rezertifizierung

Die DIN 79161-1 legt die Anforderungen an die Ausbildung 

und Schulung qualifizierter Spielplatzprüfer fest. Gegenüber 

der vorherigen Ausgabe wurden insbesondere die Teilnahme-

voraussetzungen für die Ausbildung überarbeitet und klarer 

gefasst. Berufserfahrung und fachliche Kompetenz müssen 

nun nachvollziehbar nachgewiesen werden, um sicherzustel-

len, dass die vermittelten Inhalte auf einem geeigneten 

Grundniveau aufbauen.

Neu aufgenommen wurden zudem Anforderungen an die 

Rezertifizierung. Damit wird deutlich, dass Sachkunde nicht 

als dauerhaft gegeben vorausgesetzt werden kann, sondern 

regelmäßig aktualisiert werden muss. Dieses Verständnis 

entspricht dem heutigen Ansatz moderner Instandhaltung, 

bei dem Qualifikation und Erfahrung kontinuierlich weiter-

entwickelt werden.

Von besonderer praktischer Bedeutung ist die Änderung des 

Anhangs A. Die Regelungen zur Durchführung von Spiel-

platzprüfungen wurden von informativen Hinweisen zu 

normativen Anforderungen erhoben. Der dort beschriebene 

Mindestprüfumfang ist damit verbindlich festgelegt und 

nicht mehr lediglich als Empfehlung zu verstehen und 

beinhaltet u.a. Aufbewahrungsfristen der Prüfberichte.

DIN 79161-2: Prüfung, Qualifizie-
rungsnachweis und Rezertifizierung

Ergänzend zur Ausbildung regelt die DIN 79161-2 die Prüfung 

und den Qualifizierungsnachweis von Spielplatzprüfern. 

Auch hier wurden gegenüber der Vorgängerausgabe wesent-

liche Ergänzungen vorgenommen. Erstmals enthält die Norm 

Anforderungen an eine strukturierte Rezertifizierungsprü-

fung, mit der qualifizierte Spielplatzprüfer ihre Kenntnisse in 

festgelegten Abständen erneut nachweisen müssen.

Darüber hinaus wurden die Aufgaben des Prüfers konkreti-

siert. Die Norm beschreibt klar, welche fachlichen und 

organisatorischen Anforderungen an die Durchführung von 

Prüfungen gestellt werden und welche Verantwortung mit 

der Zertifizierung verbunden ist. Ebenso wurde der Zertifizie-

rungsprozess überarbeitet, um ein transparentes und 

nachvollziehbares Verfahren sicherzustellen.

Für Betreiber bedeutet dies eine höhere Klarheit bei der 

Auswahl geeigneter Personen. Ein gültiger Qualifizierungs-

nachweis nach DIN 79161-2 stellt nun einen belastbaren 

Nachweis für die relevanten Prüfarten dar.

Einordnung in das bestehende  
Regelwerk

Die DIN 79161-1 und DIN 79161-2 stehen nicht isoliert, 

sondern ergänzen bestehende Normen und Regelwerke in 

Bezug auf Spielplätze. Inhaltlich bauen sie auf den Schutz-

zielen der Normenreihe DIN EN 1176 sowie auf den Anforde-

rungen der DIN 18034-1 für Planung, Bau und Betrieb von 

Spielplätzen auf. Auch die Hinweise der Deutschen Gesetz-

lichen Unfallversicherung e.V. (DGUV) zur sicheren Gestal-

tung und zum Betrieb von Spielplätzen fließen in die fach-

liche Bewertung ein.
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Dabei ist zwischen visuellen Routinekontrollen, Prüfungen  

und der jährlichen Hauptinspektion zu unterscheiden. 

Während einfache Sichtkontrollen der frühzeitigen Erken-

nung offensichtlicher Mängel dienen, setzen Prüfungen und 

Hauptinspektionen eine deutlich höhere fachliche Qualifi-

kation voraus.

Während diese Regelwerke beschreiben, welche Anforderun-

gen an Spielplätze und Spielgeräte zu erfüllen sind, beantwor-

ten die DIN-79161-Normen die Frage, wer Prüfungen mit 

welcher Qualifikation durchführen soll und runden so techni-

sche Anforderungen und deren praktische Umsetzung ab.

Organisation der Spielplatzprüfung

Für Betreiber wird mit der Neufassung deutlich, dass die 

Verantwortung nicht bei der bloßen Beauftragung einer 

sachkundigen Person endet. Vielmehr ist sicherzustellen, 

dass Prüfungen durch ausreichend qualifiziertes Personal 

erfolgen. Dies gilt sowohl für eigene Mitarbeiter als auch für 

externe Dienstleister.

Gerade bei einer größeren Anzahl an Spielplätzen kann es 

sinnvoll sein, die erforderliche Qualifikation im eigenen 

Haus aufzubauen. Unabhängig davon ist ein strukturierter 

Prozess entscheidend: klar definierte Prüfintervalle, eine 

nachvollziehbare Dokumentation der Ergebnisse sowie 

geregelte Abläufe zur Mängelbeseitigung und Nachverfol-

gung. Die DIN 79161 liefert hierfür keine organisatorischen 

Vorgaben, schafft jedoch die fachliche Grundlage, um 

Prüfungen systematisch in ein funktionierendes Spielplatz-

management einzubinden.

Sebastian Kick
Staatlich geprüfter Techniker,

B.Sc. Technische Betriebswirt-

schaft

+49 911 9193 1426

sebastian.kick@roedl.com

Spielplatzprüfung kompakt:  
Was Betreiber beachten sollten

Fachkunde prüfen:

Hauptinspektionen nur durch qualifizierte Personen  

durchführen lassen.

Rezertifizierung einplanen:

Sachkunde regelmäßig aktualisieren und nachweisen.

Mindestprüfumfang beachten:

Normative Vorgaben sorgen für Klarheit.

Prozesse festlegen:

Prüfintervalle, Dokumentation und Mängelverfolgung  

klar regeln.

Prüfstrategie wählen:

Interne Qualifikation oder externe Beauftragung  

bewusst entscheiden.

Fazit

Die überarbeiteten Normen DIN 79161-1 und DIN 79161-2 

stärken die Bedeutung der Qualifikation von Spielplatzprü-

fern deutlich. Sie schaffen einheitliche Anforderungen an 

Ausbildung, Prüfung und Rezertifizierung und tragen damit 

zu einer höheren Qualität und Vergleichbarkeit von Spiel-

platzprüfungen bei. Für Betreiber unterstreichen sie, dass 

Spielplätze nicht nur gebaut, sondern über ihre gesamte 

Lebensdauer hinweg fachgerecht geprüft, instand gehalten 

und organisatorisch begleitet werden müssen.

Unsere Inhouse-
Schulungen
  
Die perfekte Kombination aus rechtlicher 
und technischer Expertise

Gerne unterbreiten wir Ihnen ein  
unverbindliches, individuelles Angebot. 

Peggy Kretschmer

B.Sc. Wirtschaftswissen- 

schaften

+49 911 9193 3502

peggy.kretschmer@roedl.com

Ihr Kontakt 
für weitere  
Informationen

Ihre Vorteile
 �

Vorbereitung der Schulungsinhalte, abgestimmt  
auf Ihre spezifischen Fragestellungen

Durchführung der Schulung in Ihren Räumen

�Bereitstellung des Foliensatzes als Kopiervorlage

�Beantwortung von Fragen der Teilnehmerinnen und  
Teilnehmer während sowie im Nachgang der Schulung

�Ausstellung von Teilnehmerzertifikaten als  
Schulungsnachweis

Unsere Themen

•	 Betreiberverantwortung

•	 Ausschreibung von FM-Leistungen

•	 Einführung in das Arbeitsschutzmanagement

•	 Grundlagen zur Gestaltung von Bau- und Architektenverträgen

•	 Der rechtssichere Gewerberaummietvertrag 

•	 Vertragsgestaltung im Facility Management

•	 Betriebskostenabrechnung kompakt
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von Gila Schärig

Vertraglich  
getrennt, faktisch 
verflochten
Besonderheiten der Pflichten- 

verhältnisse beim Einsatz von  

Subunternehmern im Vertragsrecht

Das Dreiecksverhältnis im Bauwesen und dem Anlagenbau zwischen (Haupt-)Unternehmer, 

Subunternehmer und Besteller beinhaltet regelmäßig Konfliktpotenziale innerhalb der vertrags-

rechtlichen Gewährleistungshaftung. Diesem Risiko sollte ein vorausschauender Auftraggeber 

durch eine passgenaue vertragsrechtliche Rechtsberatung präventiv entgegengetreten.

Eine arbeitsteilige Leistungserbringung durch sog. Subunter-

nehmer über eine mehrstufige Leistungskette ist heutzutage 

eine äußerst praxisrelevante Standardkonstellation inner-

halb des gesamten Bauwesens, dem Anlagenbau sowie der 

Logistik. Der Besteller erwartet eine mangelfreie Leistung, 

der Hauptunternehmer trägt die vertragliche Verantwortung 

dafür und der Subunternehmer erbringt häufig den entschei-

denden Teil der tatsächlichen Leistung, jedoch oft ohne 

direkten Vertrag mit dem Besteller.  Hierbei existiert ein 

erhebliches Konfliktpotenzial dort, wo im Dreiecksverhältnis 

zwischen Besteller, Unternehmer und Subunternehmer 

Zuständigkeiten und Rückgriffe nicht trennscharf vertrags-

rechtlich geregelt sind.

Vor diesem Hintergrund sollen im Folgenden die jeweiligen 

Pflichten- und Haftungszuordnungen zwischen den Beteilig-

ten mit deren jeweiligen Grundsätzen und Besonderheiten 

bezüglich Gewährleistungsrechten und Erfüllungsansprü-

chen beleuchtet werden.

Mögliche Erfüllungs- und  
Mängelgewährleistungsansprüche  
im Dreiecksverhältnis

Zwischen (Haupt-)Unternehmer und Besteller wird regelmäßig 

ein Werkvertrag gem. §§ 631 ff. BGB abgeschlossen. Es ist 

hierbei zu beachten, dass der (Haupt-)Unternehmer alleiniger 

Schuldner der mangelfreien Werkherstellung bleibt, gleichgül-

tig, ob er einen Subunternehmer beauftragt hat oder nicht.

Hiervon abzugrenzen ist der selbstständige Vertragsschluss 

zwischen (Haupt-)Unternehmer und Subunternehmer: Diese 

schließen ebenfalls einen eigenständigen Werk- oder 

Dienstvertrag gem. §§ 631 ff. BGB bzw. §§ 611 ff. BGB ab.

 

Folglich werden auch alleinig vertragliche Erfüllungsansprü-

che zwischen dem (Haupt-)Unternehmer und dem Subunter-

nehmer sowie dem (Haupt-)Unternehmer und Besteller und 

nicht auch zwischen Subunternehmer und Besteller begrün-

det. Das Handeln des Subunternehmers wird dem (Haupt-) 

Unternehmer als Erfüllungsgehilfen nach § 278 BGB zuge-

rechnet. Demnach wird dem (Haupt-)Unternehmer auch das 

Verschulden des Subunternehmers zugerechnet, sodass er 

dessen Handlungen auch zu vertreten hat. Darüber hinaus 

gilt es hierbei zusätzlich zu beachten, dass zwischen 

(Haupt-)Unternehmer und Subunternehmer gerade keine 

Gesamtschuldnerschaft vorliegt, gem. § 421 BGB und somit 

auch keine gesamtschuldnerische Haftung greifen kann.1

 

Nur soweit zwischen dem Besteller und dem Subunterneh-

mer ein expliziter „Zusatzvertrag“ mit etwaigen zusätzlichen 

spezifischen Leistungspflichten vereinbart wird, kann auch 

ein Erfüllungs- bzw. ein Mängelgewährleistungsanspruch des 

Bestellers gegenüber dem Subunternehmer bestehen. 

Insbesondere besitzt der Besteller bzw. Gläubiger auch keine 

Nebenpflichten aus dem Verhältnis zwischen dem (Haupt-) 

Unternehmer und dem Subunternehmer.

Zu beachten ist hierbei auch, dass sobald eine etwaige 

Zusatzvereinbarung zwischen Besteller und Subunternehmer 

vorliegt und der Subunternehmer seine Leistungsverpflich-

tung gegenüber dem Besteller erfüllt hat, nicht automatisch 

auch eine Vertragserfüllung gegenüber dem (Haupt-) 

Unternehmer, bei gleicher Leistungspflicht, eintritt. Der 

ursprüngliche Zahlungsanspruch gegenüber dem (Haupt-) 

Unternehmer bleibt bestehen.2

Davon abgesehen kann der Subunternehmer gegenüber dem 

Besteller natürlich aus Deliktsrecht haften, gem. §§ 823 ff. 

BGB. Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung haftet der 

(Haupt-)Unternehmer für seine Subunternehmer als Verrich-

tungsgehilfen, gem. § 831 BGB, jedoch nicht, da sie nicht 

eigenständig tätig werden.3

1 BGH, Urteil vom 23.4.1981 – VII ZR 196/80 (Düsseldorf).
2 BeckOK BGB/Voit, 76. Ed. 1.2.2024, BGB § 631 Rn. 85-87.
3 OLG Saarbrücken, Urteil vom 18.3.2010 – 8 U 3/09.
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Vertrag mit Schutzwirkung  
zugunsten Dritter

Auch innerhalb des sog. Rechtsinstituts des „Vertrages mit 

Schutzwirkung zugunsten Dritter“4 ist der Besteller kein sog. 

„Dritter“ und demnach auch nicht in den Schutzbereich des 

Vertrages zwischen dem (Haupt-)Unternehmer und dem 

Subunternehmer mit einbezogen. Ein sog. „Dritter“ wird 

lediglich in den Schutzbereich des Subunternehmervertra-

ges mit einbezogen, falls der jeweils geschädigte Dritte von 

der Person des Bestellers verschieden ist und ihm ebenfalls 

vertraglich zwischen Besteller und (Haupt-)Unternehmer 

keine Ansprüche zustehen.5

Fazit

Das Dreiecksverhältnis zwischen Besteller, (Haupt-)Unter-

nehmer und Subunternehmer bleibt ein rechtlich sensibles 

Gefüge, in dem vertragliche Relationen, gesetzliche Haf-

tungszuweisungen und faktische Abhängigkeiten nicht stets 

deckungsgleich verlaufen. 

Zwar bietet die bisherige dogmatische Trennung der Ver-

tragsverhältnisse Rechtssicherheit, jedoch stößt sie dort an 

ihre Grenzen, wo wirtschaftliche Realität und Risikovertei-

lung auseinanderfallen. 

Insbesondere bei der Mängelhaftung, Zahlungsstörungen 

und insolvenzbedingten Ausfällen zeigt sich, dass die 

bisherige rechtliche Behandlung nicht in allen Konstellatio-

nen zu interessensgerechten Ergebnissen führen kann.

Das Dreiecksverhältnis zum Subunternehmer wird damit 

auch zukünftig ein dynamisches Spannungsfeld bleiben, in 

dem Rechtsprechung, Gesetzgebung und Vertragsautonomie 

in einem fortlaufenden Wechselspiel stehen.

Für den Auftraggeber gilt es grundsätzlich zu beachten, 

dass innerhalb des Vertragsverhältnisses zwischen dem 

(Haupt-)Unternehmer und dem Subunternehmer präventiv 

eventuelle Rückgriffsrechte vertraglich vereinbart werden 

sollten, insbesondere innerhalb der Haftungs- und  

Freistellungsklauseln.

4 �Hierbei ist der sog. Dritte dermaßen in die vertraglichen Sorgfalts- und Obhutspflichten mit einbezogen, dass er bei deren Verletzung ebenfalls vertragliche 
Schadensersatzansprüche geltend machen kann (Grüneberg, § 328 BGB Rn. 13).

5 BeckOK BGB/Voit, 76. Ed. 1.2.2024, BGB § 631 Rn. 85-87; BGH, Urt. v. 17.11.2016 – III ZR 139/14; BGH, Urt. v. 7.12.2017 – VII ZR 204/14.

Gila Schärig

Diplom-Juristin

+49 911 9193 1995

gila.schaerig@roedl.com

Wir bieten Ihnen gerne folgende  

vertragsrechtlichen Leistungen an:

Gestaltung und Verhandlung von Service- und FM-Verträgen  

für einen rechtssicheren und konfliktfreien Betrieb der Immobilie 

Rechtskonforme Umsetzung von Vertragsstrafenregelungen,  

Bonus-Malus-Regelungen, Dokumentationspflichten etc. 

Regelmäßige Überprüfung der Vertragsbedingungen auf  

Rechtskonformität und Wirtschaftlichkeit 

Überprüfung von Leistungsbeschreibungen  

und Service-Level-Agreements 

Beratung und Unterstützung bei der Umsetzung von Vertrags- 

konzepten, u.a. bei Outsourcing- sowie Insourcingmaßnahmen 

Vorbereitung und Begleitung von FM-Ausschreibungen  

und Vergabeverfahren

Bitte kommen Sie bei Fragen gerne auf uns zu!

24

Ausgabe: Fokus Immobilien Februar 2026

23



Zuständigkeits-
wechsel als  
Impuls für neue 
Perspektiven  
im Baurecht
von Verena Stenzhorn

Der Zuständigkeitswechsel zu den Landge-

richten setzt einen wichtigen Impuls für die 

rechtliche Bewertung öffentlicher Bauprojek-

te. Vergabe- und Bauvertragsrecht rücken 

näher zusammen. Dadurch geraten Leis-

tungsbeschreibung, Bauzeit und Nachträge 

stärker als zusammenhängender Prozess in 

den Blick. Das schafft Anlass, Leistungsbe-

schreibungen klarer zu fassen und die ver-

traglichen Grundlagen genauer auszurichten.

Die Neuordnung der vergaberechtlichen Zuständigkeiten zu 

Beginn des Jahres 2026 verändert den gerichtlichen 

Rahmen, in dem öffentliche Bauprojekte rechtlich bewertet 

werden. Seit dem 1.1.2026 sind die Landgerichte streitwert-

unabhängig für Streitigkeiten über die Vergabe öffentlicher 

Aufträge zuständig, soweit nicht die spezialgesetzlichen 

Zuständigkeiten des Gesetzes gegen Wettbewerbsbe-

schränkungen für den Oberschwellenbereich eingreifen. 

Zugleich sieht das Gerichtsverfassungsgesetz die Möglich-

keit eines spezialisierten Spruchkörpers vor, um die Befas-

sung mit Vergabesachen auf Landgerichtsebene zu konzent-

rieren und zu verstetigen.

Vergaberecht und Bauvertragsrecht werden ab sofort in 

einem einheitlicheren gerichtlichen Umfeld verhandelt 

werden. Vergaberechtliche Ausgangsbedingungen und 

werkvertragliche Folgen stehen damit nicht mehr typischer-

weise auf verschiedenen Gerichts- oder Instanzebenen, 

sondern rücken näher zusammen. Dadurch kann eine 

gesamtheitliche Betrachtung des Projektverlaufs erleichtert 

werden, weil die Zusammenhänge zwischen Ausschreibung, 

Zuschlag und Ausführung deutlicher als Teile eines einheit-

lichen Projektgeschehens wahrgenommen werden.

Besonders deutlich zeigt sich dieser Zusammenhang bei der 

Leistungsbeschreibung. Im Vergabeverfahren bildet sie die 

Grundlage für Transparenz und Vergleichbarkeit. In der 

späteren Vertragsdurchführung definiert sie Leistungsum-

fang, technische Anforderungen, Schnittstellen und Vergü-

tung. Unklare Formulierungen, widersprüchliche Vorgaben 

oder lückenhafte Beschreibungen schaffen Auslegungsspiel-

räume, die sich in der Bauausführung fortsetzen. Dann geht 

es um die Abgrenzung zwischen geschuldeter und zusätz-

licher Leistung, um Nachträge, Mängelrügen, Mitwirkungs-

pflichten und die Zuordnung von Risiken. Vergaberechtliche 

Bestimmtheit und bauvertragliche Auslegung zeigen, dass 

Unschärfen bereits im Vergabeverfahren häufig die Ursache 

späterer Konflikte sind.

Bei der Bauzeit treten die bestehenden Zusammenhänge 

ebenfalls deutlich hervor. Die vertragliche Bauzeit beginnt 

zwar erst mit Zuschlag, Verzögerungen im Vergabeverfahren 

verändern jedoch häufig die tatsächlichen Startbedingungen 

eines Projekts. Leistungen, die ursprünglich in einem 

anderen Zeitraum geplant waren, verschieben sich dadurch 

in andere Witterungs- oder Kapazitätslagen und können 

später zu Behinderungen, Terminverschiebungen oder 

Mehrkosten führen. Werden vergaberechtliche Ausgangslage 

und bauvertragliche Folgen auf derselben Gerichtsebene 

verhandelt, geraten die zeitlichen und inhaltlichen Zusam-

menhänge zwischen beiden Bereichen zunehmend stärker in 

den gerichtlichen Fokus. Auftragnehmer können in diesem 

Rahmen verdeutlichen, wie sich eine verschobene Vergabe-

entscheidung auf die praktischen Abläufe des Projekts 

ausgewirkt hat. Für Auftraggeber steigt damit zugleich die 

Bedeutung einer nachvollziehbaren Dokumentation von 

Entscheidungsprozessen und Fristen im Vergabeverfahren, 

weil diese Unterlagen später als Grundlage für die bauzeit-

liche Beurteilung herangezogen werden können.

Auch bei Nachtragsansprüchen besteht eine Verzahnung 

beider Rechtsgebiete. Ob eine Mengenänderung vergütungs-

relevant ist, hängt wesentlich davon ab, wie das Leistungs-

bild in den Ausschreibungsunterlagen angelegt war und ob 

Schnittstellen, Planungsstände und Annahmen ausreichend 

klar beschrieben wurden. Je präziser die Ausgangsunterla-

gen, desto klarer lässt sich später abgrenzen, ob eine 

Änderung eine vergütungsfähige Anpassung darstellt oder 

eine bloße Konkretisierung der geschuldeten Leistung. Je 

unklarer die Grundlagen, desto größer der Raum für Ausein-

andersetzungen über Abgrenzung und Preisbildung. Die 

Bündelung der vergaberechtlichen Zuständigkeiten bei den 

Landgerichten erhöht auch in dieser Hinsicht die Wahr-

scheinlichkeit, dass diese Zusammenhänge künftig einheit-

licher bewertet werden.

Hinzu kommt, dass die seit Anfang 2026 geltenden höheren 

Wertgrenzen es öffentlichen Auftraggebern ermöglichen, 

kleinere Bauleistungen mit deutlich weniger Formalitäten zu 

vergeben. Direktaufträge sind bis TEUR 50 möglich, freihän-

dige Vergaben bis TEUR 100 und beschränkte Ausschreibun-

gen bis TEUR 150. Die damit verbundenen vereinfachten 

Verfahren führen jedoch regelmäßig zu einem geringeren 

Abstimmungs- und Prüfungsumfang bei der Erstellung der 

Unterlagen. Dies erhöht das Risiko, dass Leistungsbeschrei-

bungen und technische Anforderungen nicht in der notwen-

digen Tiefe ausgearbeitet werden. Genau diese Unterlagen 

bilden später aber die Grundlage für die Vertragsauslegung 

und prägen die Bewertung von Nachträgen, Vergütung und 

Bauzeit. Fehlen Inhalte oder bleiben Vorgaben unklar, wirkt 

sich das regelmäßig auf die bauvertragliche Beurteilung aus.
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Wir begleiten Sie auf diesem Weg. Wir unterstützen Sie dabei, die vergaberecht-

lichen Grundlagen und deren Auswirkungen in der bauvertraglichen Durchführung 

frühzeitig abzusichern. Dazu gehört insbesondere die rechtssichere Gestaltung 

und Prüfung von Verträgen. Wir begleiten Sie zudem bei der Strukturierung von 

Dokumentationsprozessen, der rechtlichen Einordnung von Behinderungen und 

Bauablaufstörungen sowie bei der Bewertung und Durchsetzung von Nachtrags- 

und Vergütungsansprüchen. Unsere baubegleitende Rechtsberatung verbindet 

vergaberechtliche Präzision mit bauvertraglicher Erfahrung und schafft damit eine 

belastbare Grundlage für einen konsistenten Projektverlauf.

Die neue Zuständigkeitsordnung verbindet Vergabe und Bauvertrag als durchge-

henden rechtlichen Weg, in dem zu erwarten ist, dass die Schnittstellen zwischen 

Ausschreibung und Ausführung stärker als bislang auch aus gerichtlicher Pers-

pektive als zusammenhängendes System wahrgenommen werden. Für Bauprojek-

te bedeutet das höhere Anforderungen an Klarheit, Dokumentation und Struktur. 

Wer Unterlagen sorgfältig erstellt, die Leistungsanforderung sauber beschreibt 

und Änderungen rechtssicher kommuniziert, reduziert das Konfliktrisiko und 

verbessert die eigene Position im Streitfall. Der Zuständigkeitswechsel führt dazu, 

dass die thematisch enge Verzahnung von Vergabe- und Bauvertragsrecht nun 

auch in der gerichtlichen Praxis deutlicher sichtbar wird.

Verena Stenzhorn
Fachanwältin für Vergabe-

recht, Rechtsanwältin

+49 911 9193 1332

verena.stenzhorn@roedl.com
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Seien Sie dabei bei unserem

2-tägigen GEFMA-Workshop  
zu Ausschreibung und Vergabe 
im Facility Management

Unsere Experten zeigen Ihnen, wie Sie die neu aufgelegten GEFMA-Standards 510 
und 520 gezielt auf Ihre Projekte anwenden und anpassen, um eine rechtssichere 
Ausschreibung von Facility Services zu gewährleisten.

Workshop-Termine

20. & 21. Mai 2026 in Hamburg 
 
5. & 6. August 2026 in Berlin 

30. November & 1. Dezember 2026 in Nürnberg

Weitere Informationen zum Programm  
und zur Anmeldung finden Sie hier:
www.gefma.de/hashtag/detail/beschaffung/neue-workshop-
termine-zum-thema-ausschreibung-und-vergabe-im-fm-fuer-
2026-verfuegbar

https://www.gefma.de/hashtag/detail/beschaffung/neue-workshop-termine-zum-thema-ausschreibung-und-vergabe-im-fm-fuer-2026-verfuegbar
https://www.gefma.de/hashtag/detail/beschaffung/neue-workshop-termine-zum-thema-ausschreibung-und-vergabe-im-fm-fuer-2026-verfuegbar
https://www.gefma.de/hashtag/detail/beschaffung/neue-workshop-termine-zum-thema-ausschreibung-und-vergabe-im-fm-fuer-2026-verfuegbar


von Tugba Pollak

Schriftform ade
Neue Freiheit und neue Risiken  

bei Gewerberaummietverträgen

Gewerberaummietverträge müssen nicht mehr in Schriftform abgeschlossen werden. Der 

Gesetzgeber reagiert damit nicht nur auf die Anforderungen der digitalen Praxis, sondern 

modernisiert auch das Mietrecht. Diese neue Freiheit bringt aber auch Risiken mit sich: Ohne 

Schriftform drohen Beweisnöte und Unsicherheiten über Vertragsinhalte. Juristische Sorgfalt 

bleibt also unerlässlich – gerade bei langfristigen Mietverhältnissen.

Seit 2025 ist der Abschluss von Gewerberaummietverträgen 

in Textform ausreichend. Damit fällt gleichzeitig eine Hürde, 

die Unternehmen jahrelang ausbremste.

Ziel der Reform war die Anpassung des Mietrechts an die 

digitale Welt und die Entbürokratisierung des Gewerbemiet-

markts. Der Gesetzgeber reagierte damit auch auf Kritik aus 

der Wirtschaft, wonach die Schriftformpflicht der Vertrags-

freiheit im Wege stand und flexible, digitale Geschäftsbezie-

hungen hemmte.

Bisherige Rechtslage

Bis Ende 2024 galt für Mietverträge über Gewerberäume mit 

einer Laufzeit von mehr als einem Jahr, dass diese gemäß  

§§ 578, 550 i.V.m. § 126 BGB schriftlich abgefasst, d.h. 

eigenhändig unterschrieben werden mussten. Wurde diese 

Form nicht gewahrt, galt der befristete Vertrag als unbefris-

tet und konnte von beiden Seiten unter Einhaltung der 

ordentlichen Frist gekündigt werden.

Gerade im gewerblichen Bereich mit komplexen Vertrags-

strukturen – etwa mehrbeteiligten Mietern, Staffel- oder 

Optionsmieten, Nachträgen oder Nachtragsvereinbarungen – 

führte das Schriftformerfordernis häufig zu Streit darüber, ob 

die Form noch „gewahrt“ war. Schon kleine Abweichungen, 

unklare Unterschriften oder fehlende Anlagen konnten fatale 

Folgen haben.

Neue Rechtslage seit 2025

Mit der Gesetzesänderung fällt diese Hürde. Gewerberaum-

mietverträge können nun in Textform – unter anderem per 

E-Mail, Fax, SMS oder Messenger-Dienste – wirksam 

geschlossen werden. Ebenso können Vertragsergänzungen 

– sog. Nachträge – ohne eigenhändige Unterschrift und 

damit in Textform erfolgen.

Auswirkungen auf die Praxis

Mehr Flexibilität: Schnellere Vertragsabschlüsse erleichtern 

insbesondere Start-ups, Pop-up-Stores und flexible Nut-

zungsmodelle. Allerdings bleibt der Grundsatz der Rechts-

sicherheit. Wer seine Rechte langfristig absichern will, sollte 

Gewerberaummietverträge weiterhin schriftlich abschließen. 

Zwar ist die Schriftform nicht mehr verpflichtend, doch die 

Beweislast im Prozess trifft künftig umso stärker die 

Parteien selbst.

Das zentrale Risiko der neuen Formfreiheit liegt daher in der 

Beweissicherung. Ohne schriftliche Fixierung kann bei 

Meinungsverschiedenheiten schwer nachgewiesen werden, 

was tatsächlich vereinbart wurde – insbesondere bei Laufzeit, 

Mietzinsanpassungen oder Nebenkostenregelungen. In 

diesem Zusammenhang stellt nämlich die Zustellung ein 

wesentliches Problem dar. Wir empfehlen, zumindest digitale 

Vertragsfassungen mit elektronischer Signatur zu verwenden 

oder über sichere Plattformen zu archivieren. So lässt sich 

auch im digitalen Zeitalter Rechtssicherheit schaffen, ohne 

auf starre Formalitäten zurückzugreifen. Parteien müssen jetzt 

selbst für eine saubere Dokumentation sorgen.

Vermieter sollten prüfen, wie sie Vertragsänderungen künftig 

nachverfolgen und archivieren, um im Streitfall Belege über 

Vereinbarungen vorlegen zu können. Dasselbe gilt auch für 

Mieter.

Grenzfälle und Übergangsregelungen

Für bestehende Gewerbemietverträge, die vor dem 1.1.2025 

abgeschlossen wurden, war die Schriftform bis Ende 2025 

verbindlich. Die Übergangsregelung endete am 31.12.2025, 

sodass seit dem 1.1.2026 auch bei Altverträgen die Text-

form genügt.
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Fazit

Die Reform schafft einen zeitgemäßen Rahmen für Gewerbemietverträge. Sie erleichtert den Abschluss digitaler Verträge 

und beseitigt eine der größten Praxisfallen des Mietrechts. Zugleich verlagert sie aber Verantwortung auf die Parteien.

Gerade bei längerfristigen Mietverhältnissen empfiehlt sich daher weiterhin eine vertragliche Schriftformklausel – nicht als 

gesetzliche Pflicht, sondern um der Beweislast zu genügen. Denn im Streitfall wird es schnell teuer.

Gehen Sie mit uns den nächsten Schritt: Prüfen Sie Ihre bestehenden Mietverträge und digitalisieren 

Sie Ihre Abläufe. Wir zeigen Ihnen den sicheren Weg durch die neue Praxis der Gewerbemiete. 

Kontaktieren Sie uns – wir begleiten Sie auf Ihrem Weg zur rechtssicheren digitalen Mietpraxis.

Tugba Pollak

Rechtsanwältin

+49 911 9193 1810

tugba.pollak@roedl.com
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Besuchen Sie uns! 
roedl.com
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